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Siehe auch:

Ökologischer Ausgleich;

Biotope: Landschaftsstrukturen;

Biotope: Ackerbaugebiete;

Grundwasser;

Bodenschutz;

Wald;

Wanderwege;

Archäologie, historische Wege 
gemäss IVS

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Meliorationsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
BRPA, BNS, AfU, LwA, TBA, 
WaldA, SGeW, KGA, LIG, 
VetA, ALAK, AAFR

Andere Kantone:
BE, VD

Bund:
BLW, ARE, BUWAL

1. PROBLEMSTELLUNG

Bis in die späten siebziger Jahre standen die Bodenverbesserungen 
vor allem im Dienst der Landwirtschaft und der Landwirtschaftspolitik. 
Ihr hauptsächliches Ziel war die Entwicklung und Rationalisierung 
der Landwirtschaft, um selbst in Krisenzeiten die Versorgung des 
Landes mit Nahrungsmitteln zu verbessern und sicherzustellen.

Der Wandel des politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Umfeldes bewirkte die Entwicklung neuer Werte, die sich in 
der Raumplanung wie in der Umwelt- und Landwirtschaftspolitik 
spiegeln. So wurden auch allmählich die Hauptziele der Boden-
verbesserungen neu formuliert, wobei es nun vor allem darum 
ging, auf die Anliegen des Natur- und Landschaftsschutzes, des 
Tierschutzes, des Gewässerschutzes und der Raumplanung besser 
einzugehen. Die gleichzeitige Ausrichtung auf diese verschiedenen 
Ziele ist der Zweck und zugleich die Herausforderung der heutigen 
Bodenverbesserungen.

Auf ein neues Gesamtkonzept gegründet, sind die Boden-
verbesserungen heute ein Ausführungsinstrument der neuen 
Landwirtschaftspolitik des Bundes, die bezweckt, die Wettbewerbs-
fähigkeit und die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft zu erhöhen. 
Zudem wurden sie ein wichtiges Instrument für die Erfüllung 
verschiedener Aufgaben von allgemeinem Interesse, insbeson-
dere im Natur- und Landschaftsschutz, im Nationalstrassenbau, 
in der Berggebietsförderung (integrale Sanierung) und in der 
Raumplanung.

Der Begriff der Bodenverbesserungen umfasst eine Fülle 
an Verfahrensweisen, die von einfachen einzelbetrieblichen 
Massnahmen (z. B. Anlagen zur Hofdüngerlagerung) bis 
zu umfassenden gemeinschaftlichen Massnahmen (z. B. 
Gesamtmeliorationen) reichen können.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Im Rahmen der Art. 87ff. des Bundesgesetzes über die 
Landwirtschaft und unter Berücksichtigung der strukturellen Schwach-
punkte seiner Landwirtschaft verfolgt der Kanton Freiburg in Sachen 
Bodenverbesserungen folgende Hauptziele:
· Erhöhung der Qualität von ländlichem und natürlichem 

Raum.

· Neuordnung des Grundeigentums in den durch hohe 
Zerstückelung gekennzeichneten Regionen, hauptsächlich durch 
vereinfachte Güterzusammenlegungen.

· Sanierung veralteter landwirtschaftlicher Hochbauten und gege-
benenfalls Erstellung von Neubauten, um die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern, die Sicherheitsvorschriften für Personen zu 
erfüllen, der Tierschutzgesetzgebung zu entsprechen und 
ein Maximum an Flexibilität in der Anpassung an ständig 
wechselnde Produktionsbedingungen zu gewährleisten.

· Unterstützung des Baus von Anlagen für Hofdüngerlagerung, 
deren Verwendung in jedem Landwirtschaftsbetrieb des Kantons 
den Umweltschutzvorschriften zu entsprechen hat.

· Förderung des Baus landwirtschaftlicher Gemeinschafts-
einrichtungen (Ställe, Anlagen zur Hofdüngerlagerung).
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· Förderung des Baus öffentlicher Infrastrukturen in Berggebieten 
oder, wo dies gerechtfertigt ist, wenn möglich über Projekte 
von Mehrzweckgenossenschaften (IBS), zum Beispiel Wege 
und Wasserversorgungen, um günstige Voraussetzungen für 
die Erhaltung der Landwirtschaft in den genannten Gebieten 
zu schaffen.

· Suche nach Lösungen, die mit den Bedürfnissen der Landwirte 
angesichts der Herausforderungen der Agrarpolitik 2002 
kompatibel sind.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Die Bodenverbesserungsprojekte haben folgende Prinzipien zu 
beachten:
· Erhaltung und Förderung der Lebensräume, der Artenvielfalt 

und der Landschaften, vor allem durch eine Vernetzung 
der Biotope und durch Synergien zwischen Gewässer- und 
Bodenschutzmassnahmen sowie ökologischen Ausgleichs-
flächen.

· Integration in die Landschaft mit Rücksichtnahme auf deren 
charakteristische Grundelemente.

· Beim Umbau von landwirtschaftlichen Gebäuden, die im 
entsprechenden Inventar oder Verzeichnis erfasst sind, Suche 
nach Lösungen, die mit den Vorschriften des Tier- und des 
Gebäudeschutzes vereinbar sind.

· Vermeidung der Naturgefahrenzonen.

· Vermeidung von Eingriffen, die Fuss- und Wanderwege oder 
Wege, die im Inventar historischer Verkehrswege der Schweiz 
( IVS) erfasst sind, schädigen könnten; anderenfalls Suche 
nach Ersatzlösungen.

· Koordinierte Realisierung von Infrastrukturprojekten in der 
Landwirtschaftszone.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Gewährt kantonale Beiträge und verteilt die vom Bund erhal-

tenen Investitionshilfen an Körperschaften und Privatpersonen, 
die Bodenverbesserungen durchführen.

· Kann in Anbetracht der Besonderheiten der kantonalen 
Landwirtschaft, der natürlichen Produktionsbedingungen und 
der verfügbaren Ressourcen bestimmten Aktionsschwerpunkten 
des Kantons in Sachen Bodenverbesserungen mehr Gewicht 
geben, um auf diese Weise einen besonderen Akzent zu 
setzen.

Das Meliorationsamt:
· Berät und überwacht die Bodenverbesserungsunternehmen 

in technischer, administrativer, juristischer und finanzieller 
Hinsicht.

· Behandelt die Beitragsgesuche und wacht darüber, dass 
die gewährten Beiträge gemäss ihrer vorgesehenen Zweck-
bestimmung und unter Beachtung der bei der Gewährung 
gesetzten Bedingungen und Auflagen verwendet werden.

· Sichert die Koordination unter den durch Bodenverbesserungs-
projekte betroffenen Organen, sammelt die Stellungnahmen 
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bei Genehmigungsverfahren und wacht über die Erteilung 
der erforderlichen Sonderbewilligungen.

· Organisiert die Vernehmlassung bei den Bundesämtern 
für umfassende Projekte, die ein bedeutendes finanzielles 
Engagement des Bundes voraussetzen, und für Projekte, die 
in ein Bundesinventar aufgenommene Objekte von nationaler 
Bedeutung betreffen oder einer gesetzlichen Koordinations- 
oder Beteiligungspflicht auf Bundesebene unterstellt sind.

· Arbeitet mit dem Amt für Wald, Wild und Fischerei (WaldA) 
und die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes (SGeW) für die 
Erstellung und Finanzierung von Mischprojekten (z. B. Alp- und 
Walderschliessungen) und Projekten von Mehrzweckgenoss
enschaften (z. B. integrale Berglandsanierung) zusammen.

· Beteiligt sich mit dem Amt für Umwelt (AfU) und dem 
Landwirtschaftlichen Institut des Kantons Freiburg (LIG) an 
der Durchführung des Sanierungsprogramms für Anlagen zur 
Hofdüngerlagerung.

· Arbeitet bei der Erstellung landwirtschaftlicher Hochbauten mit 
dem Landwirtschaftlichen Institut des Kantons Freiburg (LIG), 
der Autonomen Landwirtschaftlichen Amortsationskasse (ALAK), 
dem Veterinäramt (VetA) und den Amt für Kulturgüter(KGA) 
zusammen.

Die Gemeinden:
· Können die Durchführung einer Bodenverbesserung beantragen, 

insbesondere eine Landumlegung auf ihrem Gebiet, etwa 
anlässlich einer Revision ihrer Ortplanung oder bei der Erstellung 
öffentlicher Infrastrukturen (z. B. Strasse).

· Können, vor allem in Bergregionen, die Gründung einer 
Mehrzweckgenossenschaft anregen, um die verschiedenen 
Bodenverbesserungsmassnahmen innerhalb eines Raums, der 
geographisch eine Einheit darstellt (z. B. Tal oder Berghang), zu 
koordinieren und die durchzuführenden Arbeiten zu rationa-
lisieren.

· Sind verpflichtet, anlässlich der Realisierung eines umfassenden 
Bodenverbesserungsprojektes auf ihrem Gebiet zu prüfen, ob 
ihre Ortsplanung nachgeführt werden muss.

Die Nachbarkantone:
· Bei Bodenverbesserungen in den Kantonen Waadt oder Bern, 

die sich auf freiburgisches Gebiet erstrecken, beschliesst der 
Staatsrat, ob die Gesetzgebung dieses Kantons ganz oder 
teilweise auf das betreffende Gebiet anzuwenden ist.

· Die Regierungen der Kantone Waadt und Bern gehen glei-
chermassen vor, wenn sich freiburgische Bodenverbesserungen 
auf ihr Gebiet erstrecken.

Die Privatpersonen:
· Können die Durchführung einer Bodenverbesserung anre-

gen.
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4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

· Je nach Art der Bodenverbesserung ist der Zonennutzungsplan 
(ZNP) abzuändern, um die meliorationsbedingten Elemente 
zu integrieren, vor allem die neuen Eigentumsverhältnisse, das 
neue Wegenetz und die aus dem Plan «Natur und Landschaft» 
hervorgegangenen Elemente.

· Nach Durchführung einer Güterzusammenlegung sind Grenz-
korrekturen der Bauzonen möglich, die allerdings zu keiner 
Erhöhung der Baukapazität in der betreffenden Bauzone 
führen dürfen.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Vorstudie

Im Zeitpunkt der Vorstudie für eine Bodenverbesserung hat der 
Bauherr die Gesamtheit der bestehenden Grunddaten für den 
betreffenden Perimeter zusammenzustellen.

Vorprojekt

Das Vorprojekt bildet eine wichtige Etappe, weil es den Rahmen 
für die zu treffenden Massnahmen setzt und erlaubt, bei 
Erfüllung bestimmter Bedingungen den Bau auszuführen, ohne das 
Detailprojekt für jede Bauetappe öffentlich auflegen zu müssen 
(vor allem wenn das Vorprojekt bereits alle erforderlichen Elemente 
enthält, und falls es nicht abgeändert wird).

Die Koordination zwischen den interessierten Organen wird 
in diesem Stadium durch das Meliorationsamt gewährleistet, 
das auch darüber wacht, dass das Vorprojekt mit den 
Raumplanungsdokumenten und vor allem mit den Zonennutzungs-
plänen übereinstimmt.

Falls für die Ausführung eines Bodenverbesserungsprojektes eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist, hat die öffent-
liche Auflage des Vorprojekts im gleichen Zeitpunkt stattzufinden, 
in dem der UVP-Bericht eingesehen werden kann.

Projekt

Die Ausführung eines Bodenverbesserungsprojektes, das Bauten, 
mit Ausnahme von Hochbauten, betrifft, untersteht dem durch 
das Gesetz vom 30. Mai 1990 über die Bodenverbesserungen 
(Art. 16ff., Art. 197ff.) vorgesehenen Genehmigungsverfahren.

Die Hochbauten unterstehen dem vom Raumplanungs- und Baugesetz 
(Art. 169ff.) vorgesehenen Baubewilligungsverfahren.

Das Genehmigungsverfahren des Projektes und das Baubewilligungs-
verfahren werden mit dem Beitragsverfahren koordiniert.
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